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A 0222/2026 (FD) 

Auftrag Spezialkommission zur Vorbereitung der Totalrevision des Personalrechts: 

Schaffung einer Delegationsnorm zum Abschluss eines eigenständigen GAV für das 

Spitalpersonal (09.09.2026) 

 

Der Regierungsrat wird beauftragt, im Spitalgesetz eine Delegationsnorm zu schaffen, damit 

die Solothurner Spitäler AG einen eigenständigen privatrechtlichen Gesamtarbeitsvertrag 

(GAV) mit dem bei ihr angestellten Personal verhandeln und abschliessen kann. In der Bot-

schaft zur Vorlage ist auch aufzuzeigen, wie eine angemessene Aufsicht durch den Regie-

rungsrat und das Parlament sichergestellt werden kann. 

 

Begründung 09.09.2026: schriftlich. 

 

Die Spezialkommission zur Vorbereitung der Totalrevision des Personalrechts hat sich im Rah-

men ihrer Arbeiten nach Kündigung des Gesamtarbeitsvertrags intensiv mit den Möglichkei-

ten der Ausgestaltung des künftigen Personalrechts auseinandergesetzt. Eine zentrale Frage 

war dabei, ob künftig einzelne Personalgruppen ein eigenständiges Personalrecht erhalten 

sollen oder nicht. 

Eine detaillierte Auseinandersetzung mit den Regelungen anderer Kantone und den aktuel-

len Herausforderungen und Bedürfnissen des Gesundheitspersonals zeigte, dass eine eigen-

ständige Lösung für das Personal im Spitalbereich, und zwar auf Basis eines Gesamtarbeitsver-

trags, sinnvoll erscheint. Der Spitalbetrieb unterscheidet sich deutlich von der Verwaltung und 

anderen Personalgruppen, wie beispielsweise den Lehrerinnen und Lehrern. Die soH steht zu-

dem im Wettbewerb um Fachkräfte und muss auf Veränderungen rasch reagieren können. 

Dafür braucht sie mehr Handlungsspielraum und soll als Arbeitgeberin auch die entspre-

chende Verantwortung übernehmen. Die Priorisierung erfolgt primär, um einen Rahmen für 

die speziellen Bedürfnisse des Spitalpersonals zu ermöglichen. Hierfür müssen die dafür not-

wendigen gesetzlichen Grundlagen geschaffen werden. Dabei soll klar festgelegt werden, 

was gesetzlich geregelt wird und was die soH mit den zuständigen Personalverbänden im 

GAV aushanden kann. 

Es handelt sich hierbei um eine Best Practice bei anderen Kantonen. Diese scheint auch not-

wendig, weil sich das heutige Konstrukt einer privatrechtlichen Aktiengesellschaft und Unter-

stellung unter ein gesamthaft geltendes öffentlich-rechtliches Personalrecht als problematisch 

erweist. Entsprechend soll die Lösung für das Spitalpersonal prioritär behandelt werden. Es 

wäre nicht sinnvoll, damit bis zum Abschluss der Personalrechtsrevision für das gesamte Perso-

nal zu warten. 

Die Einreichung dieses Auftrags hat die Spezialkommission anlässlich der Sitzung vom 27. Au-

gust 2026 einstimmig beschlossen. Der Entscheid basiert auf einer Analyse der aktuellen Situa-

tion und eines interkantonalen Vergleichs und wurde unabhängig von den aktuellen auf-

sichts-rechtlichen Themen in Zusammenhang mit dem Personalrecht bei der soH gefällt. Die 

Spezialkommission erwartet jedoch, dass der Regierungsrat in der Botschaft den Aufsichtsbe-

reich abhandelt und aufzeigt, wie unter einem GAV eine angemessene Aufsicht durch den 

Regierungsrat und das Parlament sichergestellt werden kann. 
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